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Prof. Dr. Johanna Hey begrüßte die Teilnehmenden zum 98. Berliner Steuergespräch und lei-

tete ein, dass man sich insbesondere mit der Aktivrente, steuerfreien Überstundenzuschlägen 

und weiteren Arbeitsprämien befassen werde. Anlass sei die zeitgleich stattfindende öffentli-

che Anhörung im Finanzausschuss des Deutschen Bundestages zum Aktivrentengesetz, das 

den ersten Baustein der im Koalitionsvertrag angekündigten Maßnahmen zur Bekämpfung des 

Fachkräftemangels darstelle. Weitere angekündigte Vorhaben, etwa zur Steuerbefreiung von 

Überstundenzuschlägen und von Teilzeitaufstockungsprämien, lägen bislang noch nicht als 

Gesetzentwürfe vor. Diese Verzögerung biete jedoch die Gelegenheit, das Thema der steuer-

lichen Arbeitsanreize grundsätzlicher zu beleuchten, als dies im Rahmen einer parlamentari-

schen Anhörung möglich sei. Sie betonte, dass die Ursachen des Fachkräftemangels vielfältig 

seien und auch in der Ausgestaltung der Familien- und Ehegattenbesteuerung lägen. Insbe-

sondere verwies sie auf die hohe Teilzeitquote von Frauen, sowohl mit als auch ohne Kinder, 

weshalb auch dieser Bereich in die Betrachtung einbezogen werden solle. 

A. Referate 

1. Anette Wagner1 

Anette Wagner gab anschließend einen umfassenden Überblick über die im Bundesfinanzmi-

nisterium aktuell diskutierten steuerlichen Maßnahmen zur Stärkung des Arbeitsangebots. Sie 

stellte zunächst die Aktivrente vor, die nach den Planungen zum 1. Januar 2026 in Kraft treten 

solle.  

Die Aktivrente sei ein hochaktuelles Thema, zu dem am selben Tag eine Anhörung im Finanz-

ausschuss stattgefunden habe. Der weitere parlamentarische Fahrplan sehe die zweite und 

dritte Lesung im Bundestag vor, bevor der Bundesrat am 19. Dezember den Abschluss bilden 

solle, sodass ein Inkrafttreten zum 1. Januar 2026 vorgesehen sei. Die Regelung solle in § 3 

Nr. 21 EStG verankert werden. Inhaltlich knüpfe das Vorhaben an den Koalitionsvertrag an 

und ziele darauf ab, durch zusätzliche finanzielle Anreize ein freiwillig längeres Arbeiten über 

die gesetzliche Regelaltersgrenze hinaus attraktiver zu machen. Damit sollten Fachkräfteeng-

pässe abgemildert und zugleich die Sozialkassen gestärkt werden. Studien gingen von einem 

Potenzial von rund 25.000 zusätzlichen Arbeitskräften aus; ein gesamtwirtschaftlicher Aus-

gleich der Kosten werde bei etwa 40.000 zusätzlichen Erwerbstätigen erwartet. Sie erläuterte 

weiter, dass der steuerliche Anreiz darin bestehe, dass Personen, die die Regelaltersgrenze 

erreicht hätten und freiwillig weiterarbeiteten, ein monatliches Einkommen von bis zu 2.000 € 

steuerfrei erhalten sollten. Die Förderung sei jedoch ausdrücklich auf abhängige, nichtselb-

ständige und sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse beschränkt. 

 
1  Begleitende Präsentation abrufbar unter https://www.berlinersteuergespraeche.de/archiv/. 
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Selbständige, Freiberufler sowie Land- und Forstwirte seien nicht einbezogen. Diese Be-

schränkung begründete sie damit, dass das größte Potenzial für zusätzliche Erwerbstätigkeit 

und zugleich für zusätzliche Einzahlungen in die Sozialversicherung bei sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten gesehen werde. Maßgeblich sei das Erreichen der Regelaltersgrenze 

nach dem SGB VI; frühere Renteneintritte etwa für besonders langjährig Versicherte würden 

nicht erfasst. Die Steuerbefreiung solle bereits im Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigt 

werden, sodass sich der Vorteil unmittelbar monatlich im Nettolohn auswirke und keine Pflicht-

veranlagung ausgelöst werde. Zu den weiteren Eckpunkten führte sie aus, dass kein Progres-

sionsvorbehalt Anwendung finden solle, um die zugesagte Steuerfreiheit von 2.000 € nicht zu 

relativieren. Zudem sei keine Saldierung vorgesehen, sodass nicht ausgeschöpfte monatliche 

Beträge weder vor- noch zurückgetragen werden könnten; maßgeblich seien jeweils bis zu 

2.000 € pro Monat, auch zur Vermeidung von Gestaltungen. Die Sozialversicherungspflicht 

solle trotz der Steuerbefreiung bestehen bleiben, da das Weiterarbeiten nicht nur arbeitsmarkt-

politische Impulse setzen, sondern auch die Sozialkassen stärken solle; lediglich die Arbeit-

nehmerbeiträge entfielen, während der Arbeitgeber weiterhin Beiträge zahle. Vorgesehen sei 

eine Evaluation nach zwei Jahren, insbesondere im Hinblick auf den begrenzten Adressaten-

kreis und die tatsächliche Anreizwirkung. Schließlich betonte sie, dass die Regelung sowohl 

für bestehende als auch für neue Beschäftigungsverhältnisse gelten solle und auf ein Dienst-

verhältnis begrenzt werde, um Umgehungen zu vermeiden. 

Anschließend erörterte sie die steuerliche Begünstigung von Überstundenzuschlägen. Ziel sei, 

Anreize für Mehrarbeit zu setzen. Man kenne dies bereits von bestehender Steuerfreiheit von 

Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit nach § 3b EStG. Vorgesehen sei, Über-

stundenzuschläge steuerfrei zu stellen, allerdings nur bis zu einer Höhe von 25 Prozent des 

jeweiligen Grundlohns pro Stunde. Sie hob hervor, dass diese Regelung nach dem Koalitions-

vertrag nicht für Teilzeitbeschäftigte gelten solle, was ebenso für die Teilzeitaufstockungsprä-

mie gelte. Zudem sehe der Koalitionsvertrag unterschiedliche Mindestwochenarbeitszeiten 

vor, nämlich 34 Stunden für Tarifbeschäftigte und 40 Stunden für nicht tarifgebundene Be-

schäftigte. Diese Differenzierung solle die Tariftreue stärken, beziehungsweise tarifgebundene 

Beschäftigungsverhältnisse begünstigen. 

Auch die Teilzeitaufstockungsprämie sei als Instrument zur Schaffung von Anreizen für Mehr-

arbeit im Koalitionsvertrag vorgesehen. Die Arbeitszeit von Teilzeitbeschäftigten solle ausge-

weitet werden. Hierzu sollten einmalige Prämien des Arbeitgebers steuerfrei gestellt werden, 

und zwar bis zu einem Gesamtbetrag von 4.500 € beziehungsweise bis zu 225 € je zusätzlich 

geleisteter Arbeitsstunde. Damit könnten beispielsweise bis zu 20 Stunden zusätzlicher Arbeit 

mit einer steuerfreien Prämie honoriert werden. 
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Zu den Regelungen würden auch kritische Fragen zur Gleichbehandlung und der Gleichbe-

rechtigung aufgeworfen. Eine steuerliche Begünstigung ausschließlich an Überstunden oder 

eine Aufstockung bis zur Vollzeit anzuknüpfen, würde im Wesentlichen Frauen betreffen, da 

die Teilzeitarbeit überwiegend von ihnen ausgeübt werde. Auch eine geringere Aufstockung 

der Arbeitszeit könne bereits einen relevanten Beitrag leisten, würde aber unter Umständen 

nicht erfasst. Darüber hinaus gebe es steuerpolitische und volkswirtschaftliche Auswirkungen, 

etwa tarifpolitischen Druck. Insbesondere die steuerfreie Behandlung von Überstundenzu-

schlägen werde von Arbeitgeberseite kritisch gesehen, während die Ablehnung der Teilzeit-

aufstockungsprämie auf weniger Vorbehalte stoße. Anette Wagner betonte, dass für beide 

Instrumente unbedingt gelte müsse, Mitnahmeeffekte und Gestaltungsmöglichkeiten zu ver-

meiden. 

Sodann wandte sie sich dem Thema Ehegattensplitting zu. Zwar sei eine Reform des Ehegat-

tensplittings nicht Gegenstand des Koalitionsvertrages, aus ihrer Sicht bestehe jedoch Re-

formbedarf, sowohl aus Gründen der Gerechtigkeit als auch wegen der arbeitsanreizhemmen-

den Wirkung. Dabei seien verfassungsrechtliche, verteilungspolitische und familienpolitische 

Aspekte zu berücksichtigen. Sie erinnerte daran, dass das Ehegattensplitting 1957 vor dem 

Hintergrund des Leitbilds der Alleinverdienerehe eingeführt worden sei, und stellte dessen 

heutige Zeitgemäßheit in Frage. Der Splittingvorteil könne bei stark auseinanderfallenden Ein-

kommen fast bis zu 20.000 € jährlich betragen und wirke insoweit auch als Hemmnis für zu-

sätzliche Erwerbstätigkeit. Daher sprächen sich zahlreiche Ökonomen für eine Reform aus, 

etwa in Richtung eines Real- oder Familiensplittings. Entscheidend sei, dass hier erhebliche 

Arbeitsanreizwirkungen bestünden, die bei der Einführung anderer arbeitsmarktpolitischer 

Maßnahmen mitbedacht werden müssten. Auch im Faktorverfahren oder in einer Abschaffung 

der Steuerklassenkombination 3/5 zugunsten der Steuerklassen 4/4 sah sie Ansatzpunkte für 

eine Reform. Zwar sei auch dies nicht im Koalitionsvertrag vorgesehen, aus ihrer Sicht bestehe 

hier jedoch erhebliches Potenzial für mehr Gerechtigkeit, insbesondere für Frauen, sowie für 

Vereinfachungen. Bei stark unterschiedlichen Einkommen würden häufig die Steuerklassen 3 

und 5 gewählt, was zu einer stark ungleichen unterjährigen Steuerbelastung führe. Zwar er-

folge ein Ausgleich im Rahmen der Jahresveranlagung, problematisch sei jedoch, dass sich 

zahlreiche Lohnersatzleistungen wie Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld oder Elterngeld an 

der Steuerklasse orientierten. Daher plädierte sie zumindest für eine Reform der Steuerklas-

senregelungen. 

Kinderbetreuungskosten seien für sie ebenfalls ein Thema. Neben der steuerlichen Freistel-

lung des Familienexistenzminimums und den Kinderfreibeträgen bestehe mit dem Sonderaus-

gabenabzug nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG ein weiteres arbeitsanreizwirksames Instrument.  
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Abschließend ging sie auf den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende nach § 24b EStG ein, 

der die besondere Belastung erwerbstätiger Alleinerziehender berücksichtigen solle. Der Ko-

alitionsvertrag sehe vor, die finanzielle Situation Alleinerziehender durch eine Anhebung oder 

Weiterentwicklung dieses Entlastungsbetrags zu verbessern. Sie wies jedoch darauf hin, dass 

eine bloße Anhebung wegen der Progressionswirkung insbesondere besserverdienenden Al-

leinerziehenden zugutekomme, weshalb man derzeit auch alternative Weiterentwicklungsop-

tionen prüfe.  

Prof. Dr. Johanna Hey leitete über zu Prof. Dr. André Meyer, der die von Anette Wagner bereits 

angesprochenen Rechtsfragen vertiefte und insbesondere die in der öffentlichen Anhörung 

intensiv diskutierten steuer- und verfassungsrechtlichen Aspekte näher beleuchtete. 

2. Prof. Dr. André Meyer2 

Prof. Dr. André Meyer erläuterte eingangs, sich auf diejenigen steuerlichen Arbeitsanreize zu 

konzentrieren, zu denen bereits ausgearbeitete Entwürfe vorlägen oder die sich bereits im 

Gesetzgebungsverfahren befänden. Sein Schwerpunkt liege eindeutig auf der Aktivrente, da 

dieses Vorhaben im Gesetzgebungsverfahren am weitesten fortgeschritten sei. Ergänzend 

wolle er auch kurz auf die im Referentenentwurf vom September vorgesehenen steuerfreien 

Überstundenzuschläge sowie die Teilzeitaufstockungsprämie eingehen. 

Er führte aus, dass die Kernregelung des Regierungsentwurfs vom 7. November 2025 in § 3 

Nr. 21 EStG verankert werden solle und eine Steuerfreistellung von bis zu 24.000 € jährlich 

vorsehe. Voraussetzung hierfür sei erstens, dass es sich um Einkünfte aus nichtselbständiger 

Arbeit im Sinne des § 19 Abs. 1 EStG handele. Zweitens, dass diese Einkünfte für Tätigkeiten 

nach Erreichen der Regelaltersgrenze erzielt würden. Und drittens, dass der Arbeitgeber hier-

für Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung schulde. Anknüpfungspunkt sei allein das 

Lebensalter, nicht der Bezug von Alterseinkünften. Zugleich erfasse die Regelung nur aktive 

Erwerbstätigkeit nach Erreichen der Regelaltersgrenze; geringfügige Beschäftigungen seien 

ausgeschlossen. 

Systematisch sei der Konnex zu § 3c Abs. 1 EStG zu beachten, sodass bei steuerfreien Ein-

nahmen grundsätzlich kein Werbungskostenabzug möglich sei und bei höheren Einnahmen 

eine anteilige Aufteilung erforderlich werde. Diese Frage sei politisch noch umstritten, da der 

Bundesrat ein alternatives Modell vorgeschlagen habe. Der Grundfreibetrag bleibe unberührt, 

sodass faktisch auch mittlere Einkommen vollständig steuerfrei gestellt würden; lediglich Kran-

ken- und Pflegeversicherungsbeiträge minderten die Bruttoeinnahmen. 

 
2  Begleitende Präsentation abrufbar unter https://www.berlinersteuergespraeche.de/archiv/. 
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Von der Regelung ausgeschlossen seien Personen, die zwar Arbeitseinkünfte erzielten, je-

doch keine sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer seien, etwa Beamte im Ruhestand 

oder beherrschende GmbH-Geschäftsführer. Ebenso seien betriebliche Einkünfte vollständig 

ausgenommen, was zur Folge habe, dass Angehörige dieser Berufsgruppen nur durch einen 

Wechsel in ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis profitieren könnten. In 

der Ausgestaltung des Entwurfs sei zudem eine Zwölftelregelung vorgesehen, deren genaue 

Ausformung, insbesondere die Frage einer strikten monatlichen Höchstgrenze von 2.000 €, 

noch Gegenstand der weiteren Gesetzgebung sei. Auch hob er hervor, dass der Regierungs-

entwurf anders als der Referentenentwurf keinen Progressionsvorbehalt mehr enthalte. 

Er ergänzte, dass flankierend eine Änderung im Sozialrecht vorgesehen sei, wonach das Vor-

beschäftigungsverbot des § 14 Abs. 2 S. 2 TzBfG nach Erreichen der Regelaltersgrenze nicht 

mehr greifen solle. Diese Regelung solle sachgrundlose Befristungen ermöglichen, sei jedoch 

nicht im Aktivrentengesetz selbst, sondern im Entwurf zum Rentenpaket enthalten, dessen 

Inkrafttreten derzeit unsicher sei. 

In der anschließenden verfassungsrechtlichen Würdigung stellte er den allgemeinen Gleich-

heitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG in den Mittelpunkt. Er sehe zunächst eine erhebliche und emp-

findliche Durchbrechung des Leistungsfähigkeitsprinzips und identifizierte mehrere Ver-

gleichsgruppen zu Aktivrentnern: jüngere Arbeitnehmer, Personen mit passiven Alterseinkünf-

ten, abhängig Beschäftigte ohne Sozialversicherungspflicht sowie Steuerpflichtige mit betrieb-

lichen Einkünften. Die Höhe der steuerfreien Beträge, die große Zahl Begünstigter und der 

fehlende Progressionsvorbehalt führten seiner Auffassung nach zu erheblichen Ungleichbe-

handlungen, deren Rechtfertigung besonders anspruchsvoll sei. Es bestehe daher Rechtferti-

gungsbedarf. 

Zwar erkannte er die im Gesetzentwurf genannten Ziele, insbesondere die Bewältigung des 

demografischen Wandels, Abmilderung des Fachkräftemangels, Stärkung des Wirtschafts-

wachstums durch Erhöhung der Erwerbsquote und Erhöhung der Sozialversicherungseinnah-

men, als legitime Gemeinwohlbelange an. Angesichts des Umfangs und der Systemwirkung 

der Ungleichbehandlungen hielt er jedoch eine echte Verhältnismäßigkeitsprüfung für erfor-

derlich. Die Geeignetheit und Erforderlichkeit sah er als gegeben an, wobei er bei letzterer auf 

finanzwissenschaftlich mildere Mittel verwies, der Gesetzeber hier jedoch die Einschätzungs-

prärogative habe. Auf Ebene der Angemessenheit differenzierte er nach den Vergleichsgrup-

pen. Die Besserstellung älterer gegenüber jüngeren Arbeitnehmern sowie aktiven gegenüber 

passiven Einkünften sei aufgrund der überragend wichtigen Gemeinwohlgründe der Bewälti-

gung des demografischen Wandels und des Fachkräfteengpasses angemessen. Unangemes-

sen sei jedoch die Beschränkung auf sozialversicherungspflichtige Beschäftigte und der voll-

ständige Ausschluss Selbständiger und anderer Erwerbstätiger mit betrieblichen Einkünften. 
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Die Bewältigung des demografischen Wandels und des Fachkräfteengpasses würden hier-

durch nur eingeschränkt gefördert. Die darüber hinaus in der Entwurfsbegründung angeführ-

ten fiskalischen und praktischen Gründe überzeugten ihn von der Gewichtung her nicht. Er 

kam zu dem Ergebnis, dass eine Ausdehnung der Aktivrente auf alle aktiven Erwerbspersonen 

oberhalb der Regelaltersgrenze angezeigt wäre. 

Abschließend nahm er Stellung zu den steuerfreien Überstundenzuschlägen und zur Teilzeit-

aufstockungsprämie, die bislang lediglich den Stand des Referentenentwurfs vom September 

erreicht hätten. Die Überstundenzuschläge sollten in § 3b EStG integriert und bis zu 25 Pro-

zent des Grundlohns steuerfrei gestellt werden, allerdings nur bei tatsächlich geleisteter Mehr-

arbeit ohne Urlaubs- oder Freizeitausgleich. Diese Regelung habe möglicherweise rechtspoli-

tische Sprengkraft wegen potenziell problematischer Auswirkungen auf die Arbeitszeitkonten 

der Betriebe. Zur Teilzeitaufstockungsprämie führte er aus, dass er das vorgesehene Dauer-

haftigkeitskriterium von 24 Monaten, nach dem bei einer vorzeitigen Reduzierung der Arbeits-

zeit die Steuerfreiheit rückwirkend vollständig entfallen solle, in seiner derzeitigen Formulie-

rung als verfassungswidrig erachte. Es fehle die notwendige Differenzierung nach den Grün-

den der Arbeitszeitreduzierung. 

Prof. Dr. Johanna Hey richtete das Wort an Dr. Karina Bischoff und fragte, was der Arbeits-

markt ihrer Sicht nach benötige, ob es bereits Modelle zum Umgang mit der Aktivrente gebe 

und ob man sich arbeitsrechtlich schon auf die geplanten Überstundenzuschläge sowie die 

Teilzeitaufstockungsprämie vorbereitet habe. 

3. Dr. Karina Bischoff 

Dr. Karina Bischoff stellte eingangs voraus, dass sie die Thematik aus arbeitsrechtlicher Sicht 

bewerten wolle und stellte klar, dass sie überwiegend Mandanten auf Arbeitgeberseite berate, 

was ihre Perspektive entsprechend präge. Der Einstieg von Prof. Dr. Johanna Hey sei aus 

ihrer Sicht zutreffend, denn zentral sei die Frage, was Arbeitgeber und der Arbeitsmarkt tat-

sächlich benötigten. Das grundlegende Credo sei der Wunsch nach Fachkräften, wobei allge-

mein bekannt sei, dass diese in der aktuellen Situation nur schwer zu gewinnen seien. Wenn 

es nicht gelinge, ausreichend neues Personal zu rekrutieren, stelle sich für Arbeitgeber die 

Frage, wie Betriebe trotz sinkender Personalzahlen funktionsfähig bleiben könnten. In diesem 

Zusammenhang sei das Wissen älterer Beschäftigter von besonderer Bedeutung, da der Wis-

senstransfer ein wesentlicher Faktor sei. Zugleich wies sie darauf hin, dass ältere Beschäftigte 

aus Arbeitgebersicht auch mit besonderen Herausforderungen verbunden seien, etwa mit 

durchschnittlich höheren Krankenzeiten und einem erhöhten Risiko krankheitsbedingter Aus-

fälle. Ungeachtet dessen sei der Gedanke, Wissen im Betrieb zu halten und weiterzugeben, 
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grundsätzlich sinnvoll und wichtig. Arbeitgeber würden jedoch an vielen weiteren Stellschrau-

ben ansetzen müssen. 

Im Hinblick auf die Aktivrente stellte Dr. Karina Bischoff die Frage, wer tatsächlich länger ar-

beite oder arbeiten könne. Voraussetzung sei zunächst die körperliche und gesundheitliche 

Leistungsfähigkeit. In der Praxis stellten sich hier bei vielen Berufsgruppen Hindernisse. Da-

neben müsse auch die Bereitschaft zur Weiterarbeit vorhanden sein. Vor diesem Hintergrund 

stellte sie infrage, ob der Gesetzesentwurf tatsächlich auf diejenigen Gruppen zugeschnitten 

sei, bei denen der Arbeitsmarkt den größten Bedarf habe. Nach ihrer Einschätzung arbeiteten 

über das Rentenalter hinaus vor allem Angehörige freier Berufe wie Juristen, Ärzte oder Steu-

erberater weiter. Für diese Gruppe passe das Konzept der Aktivrente jedoch häufig nicht, da 

sie selbständig tätig seien. Ähnliches gelte für Handwerker, insbesondere im kleinen und mitt-

leren Betrieb. Gerade dort bestehe ein erheblicher Bedarf, und viele Selbständige seien zwar 

nicht mehr in der Lage, körperlich belastende Tätigkeiten auszuüben, könnten aber weiterhin 

wertvolle Unterstützung leisten. 

Anschließend konzentrierte sie sich auf die arbeitsrechtlichen Fallstricke der praktischen Um-

setzung, insbesondere bei abhängig Beschäftigten, die der Gesetzgeber primär im Blick habe. 

Probleme zeigten sich vor allem in wirtschaftlich schwierigen Zeiten. Entscheide sich ein Ar-

beitgeber zunächst wegen eines Fachkräftemangels für den Einsatz mehrerer Aktivrentner, 

könne sich dieses Bedürfnis in einer konjunkturellen Schwächephase ändern. Komme es dann 

zu Restrukturierungen und betriebsbedingten Kündigungen, sei eine Sozialauswahl durchzu-

führen. Dabei seien Kriterien wie Alter, Betriebszugehörigkeit und Unterhaltspflichten maßgeb-

lich. Aktivrentner wiesen regelmäßig ein hohes Lebensalter und eine lange Betriebszugehö-

rigkeit auf und wären damit besonders schutzwürdig. Dies könne dazu führen, dass jüngere 

Vollzeitarbeitnehmer entlassen werden müssten, um Aktivrentner zu halten, die möglicher-

weise nur noch wenige Jahre im Betrieb verbleiben wollten. Wie mit dieser Situation umzuge-

hen sei, stelle eine offene Frage dar. 

Unabhängig von der Sozialauswahl bestehe zudem das Problem sehr langer Kündigungsfris-

ten aufgrund langer Betriebszugehörigkeiten, die bis zu sieben Monate betragen könnten. Ge-

rade in wirtschaftlich angespannten Situationen stelle dies Arbeitgeber vor erhebliche Schwie-

rigkeiten. Sie regte daher an, über verkürzte Kündigungsfristen oder andere flexible Lösungen 

für Arbeitsverhältnisse im Rahmen der Aktivrente nachzudenken oder befristete Modelle ein-

facher auslaufen lassen zu können. 

Zum Thema Befristung erläuterte sie, dass die meisten Arbeitsverträge regulär mit dem Errei-

chen der Regelaltersgrenze endeten. Fehle eine entsprechende Klausel, ende das Arbeitsver-

hältnis grundsätzlich erst mit dem Tod des Arbeitnehmers. Bei einer Befristung bis zum Ren-

teneintritt bestehe jedoch die Möglichkeit, durch eine sogenannte Hinausschiebevereinbarung 
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das Arbeitsverhältnis im laufenden Vertrag zu verlängern, etwa um zwei Jahre, die dann als 

Phase der Aktivrente genutzt würden. Dies sei derzeit rechtlich relativ unproblematisch. An-

ders sei dies jedoch, wenn Arbeitgeber bereits ausgeschiedene Rentner erneut beschäftigen 

wollten. In diesen Fällen könne die Hinausschiebevereinbarung nicht angewendet werden, da 

das Arbeitsverhältnis bereits beendet sei. Aufgrund des Vorbeschäftigungsverbots sei eine 

sachgrundlose Befristung beim früheren Arbeitgeber regelmäßig nicht möglich. Die angekün-

digten Erleichterungen in diesem Bereich seien daher zu begrüßen und aus ihrer Sicht drin-

gend erforderlich, um rechtssichere Lösungen zu ermöglichen. Bei einem Wechsel zu einem 

neuen Arbeitgeber sei eine sachgrundlose Befristung hingegen zulässig. 

Die starre Anknüpfung an die Regelaltersgrenze sei vor dem Hintergrund nachvollziehbar, ge-

rade diese Altersgruppe adressieren zu wollen. In der Praxis gebe es jedoch zahlreiche Mo-

delle, insbesondere in großen Unternehmen, bei denen Beschäftigte bereits mit 63, 64 oder 

65 Jahren ausscheiden. Diese Personen befänden sich aktuell in einer Art Schwebezustand, 

da sie die Voraussetzungen der Aktivrente noch nicht erfüllten, obwohl sie für Arbeitgeber 

durchaus interessant wären. 

Zu den Überstundenzuschlägen und der Teilzeitaufstockungsprämie merkte sie an, dass diese 

Regelungen bislang noch relativ unkonkret seien. Aufmerksame Arbeitgeber hätten sie zwar 

im Blick, eine konkrete Umsetzung sei jedoch erst möglich, wenn die gesetzlichen Vorgaben 

feststünden. Gleichwohl zeigten sich bereits jetzt praktische Probleme, insbesondere bei der 

Teilzeitaufstockung. Viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer arbeiteten aus Gründen der 

Kinderbetreuung in Teilzeit. Finanzielle Anreize könnten fehlende Betreuungsangebote jedoch 

nicht ersetzen. Das Risiko, die aufgestockte Arbeitszeit nicht dauerhaft einhalten zu können, 

sei hoch und könne abschreckend wirken. 

Dann schlug sie den Bogen zurück zur Aktivrente und zur grundsätzlichen Arbeitsmarktpolitik. 

Wenn man Erwerbstätige mobilisieren wolle, müsse man stärker auf tatsächliche Engpassbe-

rufe schauen und gegebenenfalls gezieltere Anreize setzen. Denkbar sei etwa eine stärkere 

steuerliche Förderung in der Kinderbetreuung oder andere Maßnahmen, die einen früheren 

Eintritt in Vollzeittätigkeit erleichterten. Der Grundgedanke der Reformen sei zwar nachvoll-

ziehbar, die praktische Umsetzung erscheine jedoch schwierig. Ohne eine funktionierende Be-

treuungsinfrastruktur bleibe der Übergang in Vollzeit für jüngere Arbeitnehmer mit Betreuungs-

pflichten problematisch. 

Auch bei den Überstundenzuschlägen sehe sie Herausforderungen, insbesondere im Hinblick 

auf die Gleichbehandlung von Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten sowie auf geschlechterspe-

zifische Effekte. Die geplante Anknüpfung an unterschiedliche Wochenarbeitszeiten bei tarif-

gebundenen und nicht tarifgebundenen Arbeitgebern werfe zudem Fragen im Hinblick auf die 

negative Koalitionsfreiheit auf, da tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer dadurch 
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Vorteile erhielten und der Druck zum Abschluss von Tarifverträgen erhöht werde. Dies sei aus 

Arbeitgebersicht nicht zwingend ein erwünschtes Ergebnis. 

Prof. Dr. Johanna Hey erklärte, dass diese Ausführungen bereits die Grundlage für den an-

schließenden Beitrag von Dr. Martin Beznoska gelegt hätten. Bei der Aktivrente würden zwei 

Fragen intensiv diskutiert: zum einen die Kosten der Maßnahme und zum anderen ihr tatsäch-

licher Nutzen. Vor diesem Hintergrund bat sie Dr. Martin Beznoska, einen Überblick über den 

Stand der finanziellen und arbeitsmarktlichen Auswirkungen zu geben und dabei auch kritisch 

zu hinterfragen, welche Annahmen im Gesetzentwurf enthalten seien. 

4. Dr. Martin Beznoska3 

Dr. Martin Beznoska führte eingangs aus, er werde sich auf die Arbeitsmarkt- und fiskalischen 

Effekte der Aktivrente konzentrieren und soweit vorhanden, auch auf Erkenntnisse zu den wei-

teren geplanten Maßnahmen eingehen. Zunächst stellte er dar, wie viele Neuzugangsrentner 

derzeit überhaupt noch einen sozialversicherungspflichtigen Hinzuverdienst hätten.4 Er ver-

wies darauf, dass im Jahr 2023 die Hinzuverdienstgrenzen für vorgezogene Altersrenten ab-

geschafft worden seien, sodass kein Abschlag mehr anfalle, wenn vor Erreichen der Regelal-

tersgrenze gearbeitet werde. Diese Reform habe Effekte gezeigt: Insgesamt seien die Quoten 

arbeitender Rentner gestiegen, insbesondere bei den von der Reform begünstigten Gruppen. 

Bei den Regelaltersrentnern hingegen sei über die Zeit kein nennenswerter zusätzlicher Effekt 

zu beobachten gewesen. Dies sei auch plausibel, da Regelaltersrentner im Durchschnitt älter 

seien und daher eine geringere Erwerbsquote sowie stärkere gesundheitliche Einschränkun-

gen oder andere Präferenzen aufwiesen. Vor diesem Hintergrund erscheine das zusätzliche 

Potenzial bei dieser Gruppe begrenzt, zumal die Anreize durch den Wegfall der Hinzuver-

dienstgrenzen zuvor bereits stärker gewesen seien als durch die nun geplante Aktivrente. 

Zwar bestehe grundsätzlich noch Potenzial, dieses dürfte jedoch eher begrenzt sein. 

Er erläuterte weiter, dass untersucht worden sei, wer aktuell über der Regelaltersgrenze noch 

sozialversicherungspflichtig beschäftigt sei.5 Dabei sei zwischen Personen mit einem Erwerbs-

einkommen bis zu 24.000 € jährlich und solchen mit höheren Einkommen differenziert worden. 

Auf dieser Grundlage seien die steuerlichen Mindereinnahmen simuliert worden, die entstün-

den, wenn diese Personen künftig von der Aktivrente profitierten. Nach Berechnungen ergä-

ben sich Mindereinnahmen von rund 1,4 Milliarden € jährlich, die im Wesentlichen als Mitnah-

meeffekte zu bewerten seien, da diese Personen ohnehin bereits arbeiteten. Andere Institute 

kämen zu niedrigeren Schätzungen etwa bei 800 Millionen € und die Bundesregierung zu 900 

 
3  Begleitende Präsentation abrufbar unter abrufbar unter https://www.berlinersteuergespraeche.de/archiv/. 
4  Vgl. Folie 2, abrufbar unter https://www.berlinersteuergespraeche.de/archiv/. 
5  Vgl. Folie 3, abrufbar unter https://www.berlinersteuergespraeche.de/archiv/. 
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Millionen €. Die Abweichungen erklärte er damit, dass in seiner Analyse Original-Rentendaten 

verwendet worden seien, während der individuelle Steuersatz jeweils simuliert werden müsse, 

was tendenziell zu höheren Schätzungen führe. Zudem wies er darauf hin, dass die Zahl der 

Rentner in den kommenden Jahren aufgrund der demografischen Entwicklung deutlich steigen 

werde, sodass die Mitnahmeeffekte künftig eher noch zunehmen dürften. Aktuell seien etwa 

340.000 Personen betroffen. 

Ursprünglich sei zudem diskutiert worden, ob auch Selbständige einbezogen würden. Diese 

Gruppe sei nahezu ebenso groß, verfüge jedoch über deutlich höhere Einkommen. Bei Selb-

ständigen oberhalb der Regelaltersgrenze liege das durchschnittliche Jahreseinkommen bei 

rund 70.000 €. Würden sie einbezogen, verdoppelten sich die fiskalischen Mindereinnahmen 

auf etwa 2,8 Milliarden €. Besonders langjährig Versicherte seien in diesen Berechnungen 

noch nicht berücksichtigt; deren Einbeziehung hätte zusätzliche, wenn auch geringere Effekte 

zur Folge. 

Zu den Beschäftigungseffekten führte er aus, dass das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-

schung (DIW) zusätzliche vollzeitäquivalente Beschäftigung von rund 30.000 Personen er-

warte.6 Um bei geschätzten Steuermindereinnahmen von 800 Millionen € kein Minusgeschäft 

für den Staat zu erzeugen, wären jedoch etwa 40.000 zusätzliche Vollzeitäquivalente erforder-

lich. Nach den Berechnungen der Bundesregierung wären sogar etwa 45.000 nötig, nach 

Schätzungen des DIW rund 70.000. Dies entspräche einem mindestens drei Prozent höheren 

Anstieg der Erwerbsquote als bislang beobachtet, was er für wenig realistisch hielt. Eine Studie 

des Leibniz-Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) komme sogar nur auf etwa 

15.000 zusätzliche Vollzeitäquivalente. Insgesamt sei daher nicht davon auszugehen, dass 

die Aktivrente für den Staat fiskalisch ein Gewinn werde. 

International gebe es nur wenige Vergleichsfälle. In Schweden existierten altersbezogene 

Steuervergünstigungen für Erwerbstätige, die zwar positive, aber ebenfalls nur moderate Be-

schäftigungseffekte gezeigt hätten. Dort sei der steuerliche Anreiz sogar stärker gewesen als 

bei der Aktivrente, sodass auch aus internationaler Perspektive kein großer beschäftigungs-

politischer Durchbruch zu erwarten sei. 

Zu den steuerfreien Überstundenzuschlägen erklärte er, diese würden nach seinen Schätzun-

gen zusätzliche Einnahmeausfälle von etwa einer Milliarde € bei der Einkommensteuer verur-

sachen. Die bereits angesprochenen Abgrenzungsprobleme zwischen Vollzeit und Teilzeit so-

wie branchenspezifische Besonderheiten seien erheblich. In vielen Bereichen seien Überstun-

den tariflich gerade ausgeschlossen oder würden nicht ausgezahlt, etwa im öffentlichen 

Dienst. Somit profitiere nur eine sehr begrenzte Gruppe von dieser Regelung. In Frankreich 

 
6  Vgl. Folie 4, abrufbar unter https://www.berlinersteuergespraeche.de/archiv/. 
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sei ein ähnliches Modell eingeführt worden, ohne dass in empirischen Studien nennenswerte 

Arbeitsangebotswirkungen festgestellt worden seien. Auch hier bestehe daher die Gefahr, le-

diglich bestimmte Gruppen zu begünstigen, ohne relevante Beschäftigungseffekte zu erzielen. 

Die steuerfreie Teilzeitaufstockungsprämie bewertete er ebenfalls kritisch. Sie sei gestaltungs-

anfällig und mit erheblichem bürokratischem Aufwand verbunden, da Arbeitszeiten erfasst und 

über einen längeren Zeitraum überwacht werden müssten. Zudem bestünden erhebliche Mit-

nahmeeffekte. Da es sich um eine einmalige Prämie handele, sei der Effekt zeitlich begrenzt, 

während die zahlreichen Voraussetzungen und Rückforderungsregelungen die Attraktivität 

weiter minderten. Grundsätzlich zeigten Studien zwar, dass die Prämierung von Vollzeit oder 

Mehrarbeit, unabhängig davon, ob sie steuerlich oder arbeitgeberseitig erfolge, durchaus re-

levante Effekte haben könne. In der konkreten Ausgestaltung würden jedoch die Hauptkosten 

den Arbeitgebern auferlegt. Er stellte infrage, warum man diesen Weg wähle, obwohl solche 

Instrumente bislang kaum verbreitet seien. Alternativ könne man auch rein steuerliche Instru-

mente wie einen Earned-Income-Tax-Credit einsetzen. 

Insgesamt seien alle diskutierten Maßnahmen sehr stark auf einzelne Zielgruppen zugeschnit-

ten. Dies begrenze zwar die fiskalischen Kosten im Vergleich zu einer umfassenden Steuer-

reform, führe aber auch zu entsprechend geringen Wirkungen. Eine allgemeine Steuerreform 

halte er zwar für notwendig, diese würde jedoch ein Vielfaches der aktuellen Steuerausfälle 

verursachen. Als Alternative zu allgemeinen Steuersenkungen, die häufig wegen ihrer Vertei-

lungswirkungen kritisiert würden, nannte er arbeitszeitabhängige Steuergutschriften, die nicht 

mit der Progression anstiegen. Allerdings bestünden hier erhebliche Umsetzungsprobleme 

aufgrund fehlender flächendeckender Arbeitszeiterfassung und ebenfalls erhebliche Mitnah-

meeffekte, da auch Personen profitieren würden, die bereits Vollzeit arbeiteten. 

Abschließend verwies er auf mögliche gruppenspezifische Maßnahmen, insbesondere für Al-

leinerziehende. Der bestehende Entlastungsbetrag wirke aufgrund der Progression stärker bei 

höheren Einkommen. In einem Gutachten für das Land Schleswig-Holstein habe man daher 

vorgeschlagen, diesen Entlastungsbetrag in eine Steuergutschrift umzuwandeln. Denkbar sei 

etwa eine vollständige Steuerentlastung von bis zu 1.000 € sowie ein weiterer Erlass von 33 

Prozent der Steuerlast bis zu einer maximalen Gesamtentlastung von 2.000 €. Berechnungen 

hätten gezeigt, dass dieses Modell in einem breiten Einkommensspektrum wirke, insbeson-

dere bei Alleinerziehenden mit Jahreseinkommen unter 40.000 €, wo ein Großteil dieser 

Gruppe liege. Dort verbesserten sich die Grenzsteuerbelastungen deutlich, was tatsächlich 

stärkere Arbeitsanreize setze. Die fiskalischen Kosten lägen mit rund 900 Millionen € in einer 

vergleichbaren Größenordnung wie bei der Aktivrente. 

Prof. Dr. Johanna Hey kommentierte, dass Dr. Martin Beznoska damit bereits Alternativen 

aufgezeigt habe. Sie wies darauf hin, dass er mit dem Income Tax Credit auch ein US-
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amerikanisches Modell präsentiert habe, sodass deutlich werde, dass das Ausland ähnliche 

Probleme habe, dort jedoch andere Lösungen präferiert würden. Problematisch könnte sein, 

dass sich die Koalition im Koalitionsvertrag sehr früh auf die drei Maßnahmen festgelegt habe. 

Anschließend leitete sie zu Prof. Dr. Daniel Blum über, indem sie erklärte, dass ähnliche Her-

ausforderungen des demografischen Wandels und des Fachkräftemangels auch in Österreich 

bestünden. Österreich experimentiere ebenfalls mit entsprechenden Maßnahmen, sie wollte 

daher wissen, wie dieser das eigene Modell und die dort diskutierten Ansätze einschätze. 

B. Podiumsdiskussion 

Prof. Dr. Daniel Blum erklärte, einige Aspekte der Pläne der österreichischen Bundesregierung 

zur Verlängerung der Erwerbstätigkeit älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erläutern 

zu wollen, insbesondere über das Erreichen des Regelpensionsantrittsalters hinaus. Er stellte 

zudem klar, dass er keine endgültigen Antworten geben könne, sondern lediglich weitere Fra-

gen aufwerfe, die jedoch die Diskussion in Deutschland bereichern könnten. 

Die österreichischen Maßnahmen seien vergleichsweise weniger ausgeprägt, da sie haupt-

sächlich nur eine tarifäre Begünstigung im Rahmen einer Sonderschedule für Arbeitseinkünfte 

neben Pensionsbezug beinhalteten. Für Arbeitseinkommen aus nichtselbstständiger Tätigkeit 

solle nach Erreichen des Regelpensionsalters und Antritt der Regelpension eine eigene Ein-

künfte-Schedule geschaffen werden, die mit einem niedrigen, flachen Tarif von 25 % besteuert 

werde, statt dem progressiven Einkommensteuertarif von bis zu 55 %. Zudem seien sozialver-

sicherungsrechtliche Vergünstigungen vorgesehen: Für den Arbeitnehmer entfielen die Kran-

ken- und Pensionsversicherungsbeiträge vollständig, und die Beiträge des Dienstgebers wür-

den halbiert. 

Diese Maßnahme enthielte drei Differenzierungen, die potenziell gleichheitsrechtliche Fragen 

aufwerfen könnten. Erstens erfolge eine Differenzierung nach Alter: Nur Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer, die das Regelpensionsantrittsalter erreicht hätten, könnten von den Vortei-

len profitieren. Zweitens entstehe eine Differenzierung nach Geschlecht, da in Österreich das 

Pensionsantrittsalter der Frauen zwischen 2024 und 2033 sukzessive auf das der Männer an-

geglichen werde. Drittens werde nach der Art der Einkünfte differenziert, da die Begünstigung 

auf Arbeitseinkommen beschränkt sei. 

Er erläuterte die verfassungsrechtliche Perspektive. Hinsichtlich der Differenzierung nach Ein-

kunftsart habe der österreichische Verfassungsgerichtshof 2001 einen pragmatischen Ansatz 

gewählt: Die Begünstigung von Arbeitseinkommen in einer eigenen Schedule könne verfas-

sungsrechtlich gerechtfertigt werden, da eine soziale Symmetrie zwischen Selbstständigen 

und Nichtselbstständigen bestehe. Diese Differenzierung sei daher vermutlich rechtlich 
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vertretbar, auch wenn sie steuerpolitisch diskutabel sei. Deutlich problematischer seien jedoch 

die Differenzierungen nach Alter und Geschlecht. Hier greife der Gesetzgeber in den perso-

nalen Kern des Gleichheitssatzes ein, was ein erhöhtes Rechtfertigungsbedürfnis auslöse. Es 

müsse geprüft werden, ob die Maßnahme geeignet, erforderlich und adäquat, also verhältnis-

mäßig im inneren Sinn sei, um den Verbleib älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf 

dem Arbeitsmarkt zu incentivieren. Er verwies an dieser Stelle auf bereits von Dr. Martin Be-

znoska genannte Aspekte, die hier problematisch seien. Diese Aspekte werde noch um die 

Besonderheit ergänzt, dass im österreichischen Sozialversicherungsrecht Anreize bestehen, 

über das Regelpensionsalter hinaus zu arbeiten. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer könn-

ten ihre Pension um bis zu 5,1 % pro Jahr erhöhen, begrenzt auf drei Jahre, was insgesamt 

eine Erhöhung von bis zu 15,3 % ermögliche. Diese Maßnahme habe bisher jedoch nur ge-

ringe Effekte erzielt. Daraus folge, dass die Eignung und Erforderlichkeit der tariflichen Son-

derbesteuerung kritisch zu hinterfragen sei, da bereits ein Instrumentarium zur Incentivierung 

existiere. Er wies zudem darauf hin, dass ein höherer Anreiz die Adäquanz infrage stelle: Je 

größer der Vorteil, desto stärker müsse geprüft werden, ob die Maßnahme verhältnismäßig 

sei, insbesondere angesichts des Eingriffs in den personalen Kern des Gleichheitssatzes. Es 

komme nun darauf an, ob der österreichische Verfassungsgerichtshof die geplante Gesetzge-

bung als verfassungskonform betrachten werde und wie er letztlich die Frage der Gleichheit 

im Steuerrecht beantworte. 

Prof. Dr. Johanna Hey merkte an, dass Prof. Dr. Daniel Blum mit dem Instrument der tariflichen 

Begünstigung für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mindestens ebenso viele Prob-

leme sehe wie die deutschen Experten, insbesondere zusätzlich die Problematik der ge-

schlechtsspezifischen Differenzierung. Sie wies darauf hin, dass sie ihn im Vorfeld der Veran-

staltung auch auf die Überstundenvergünstigungen angesprochen habe. Diese gebe es in Ös-

terreich bereits seit längerem in Form einer unterschwelligen und wenig wirksamen Überstun-

densteuerbefreiung. Prof. Dr. Daniel Blum habe dabei zunächst nachdenken müssen, was 

genau diese Regelung bewirke, da sie offenbar wenig Wirkung entfalte und relativ unbekannt 

sei, sodass auch hier Parallelen zu Deutschland zu erkennen seien. 

Prof. Dr. Johanna Hey richtete sich an Anette Wagner und verwies darauf, dass Prof. Dr. 

André Meyer, Prof. Dr. Daniel Blum und Dr. Martin Beznoska zuvor betont hätten, dass es 

sehr darauf ankomme, wie die Maßnahmen tatsächlich wirkten. Es gebe allerdings keine ge-

setzliche Evaluationsklausel, sondern in der Gesetzesbegründung stünde lediglich, dass bis 

Ende 2029 evaluiert werden solle. Die große Zeitspanne sei nachvollziehbar aufgrund der 

Notwendigkeit der Erhebung von aussägekräftigen Daten. Von Anette Wagner wollte sie wis-

sen, was genau dann evaluiert werde.  
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Anette Wagner erklärte daraufhin, dass man in erster Linie die Anreizwirkung prüfen werde. 

Es werde ihrer Einschätzung nach überprüft, welche Gruppen der nichtselbstständig Beschäf-

tigten die Aktivrente in Anspruch nähmen, wie lange die Aktivrente bezogen werde und ob 

man Selbständige mit einbeziehen sollte. Es gehe also um die allgemeinen Fragen der Wirk-

samkeit und Nutzung der Maßnahme. 

Prof. Dr. Johanna Hey ergänzte, dass die Maßnahmen nicht befristet seien, so dass der Ge-

setzgeber davon ausgehe, dass es sich um dauerhafte Maßnahmen handele. Dann leitete sie 

über zur Thematik von Bundesverfassungsgerichtsentscheidungen. Sie richtete an Prof. Dr. 

André Meyer die Frage, wie Betroffene überhaupt zum BVerfG gelangen könnten, wenn sie 

sich auf einen gleichheitswidrigen Begünstigungsausschluss berufen wollten, insbesondere 

etwa Selbständige, und merkte an, dass es bei Steuervergünstigungen ansonsten kaum eine 

Möglichkeit gebe, darauf Einfluss zu nehmen. 

Prof. Dr. André Meyer erläuterte, dass sich bei einem gleichheitswidrigen Begünstigungsaus-

schluss zwei zentrale Fragen stellten: Erstens, ob die Regelung verfassungswidrig sei, und 

zweitens, wie die Betroffenen ihr Recht geltend machen könnten. Aus verfassungsprozessua-

ler Sicht gebe es in beiden in Betracht kommenden Verfahrensarten, nämlich der Verfassungs-

beschwerde, mit Anforderungen an Selbstbetroffenheit und Rechtsschutzbedürfnis und der 

Richtervorlage, bei der die entsprechende Entscheidungserheblichkeit erforderlich sei. Seiner 

Ansicht nach genüge jedoch das Bestehen einer ernsthaften Chance, dass eine bisher aus-

geschlossene Person im Falle der Feststellung der Verfassungswidrigkeit doch einbezogen 

würde, um die Zulässigkeitsschwelle zu überwinden. Prof. Dr. André Meyer führte weiter aus, 

dass Selbständige als Gruppe realistische Chancen auf Einbeziehung hätten, da sie bisher 

nicht kategorisch ausgeschlossen worden seien. Er betonte, dass es verfassungsprozessual 

eine gute Erfolgsaussicht gebe, dass derartige Verfahren zulässig seien, da ansonsten prak-

tisch keine klagende Gruppe mehr existieren würde. Die Grenze müsse mit Augenmaß gezo-

gen werden und sobald eine realistische Chance bestehe, müsse die Zulässigkeitsschwelle 

als überwunden betrachtet werden. 

Prof. Dr. Johanna Hey wandte sich an Dr. Karina Bischoff mit der Frage, ob es Sinn mache, 

wenn jemand selbständig sei, in ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis 

zu wechseln, um von den 24.000 € pro Jahr zu profitieren. Ihre zweite Frage bezog sich auf 

die Komplexität der Regelungen. Sie erinnerte daran, dass man über die Aktivrente, die Teil-

zeitaufstockungsprämie und die Überstundenbefreiung spreche, während gleichzeitig immer 

wieder Bürokratieabbau gefordert werde. Sie fragte, wie kompliziert es für Arbeitgeber sei, 

diese Regelungen umzusetzen, und vermutete, dass man dies nicht pauschal beantworten 

könne. Bei der Aktivrente könnten möglicherweise Probleme bei der Sozialauswahl auftreten 

und insoweit sei insbesondere die Teilzeitaufstockung noch einmal in den Blick zu nehmen, 
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da ihr dieses Instrument besonders gewichtig erscheine. Sie fragte, ob dies für Arbeitgeber 

überhaupt handhabbar sei, vor allem vor dem Hintergrund, dass man möglicherweise nichts 

zurückzahlen müsse. 

Dr. Karina Bischoff begann mit der Frage nach der Sinnhaftigkeit einer Rückkehr von Selb-

ständigen in ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis. Sie erklärte, dies sei stets eine Prüf-

frage, wie stark sich die Steuerersparnis tatsächlich auswirke und inwieweit die jeweilige Per-

son bereit sei, sich wieder in ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis zu begeben. Sie wies 

darauf hin, dass ein Großteil des Erwerbslebens in selbständiger Tätigkeit dazu führe, dass 

die Betroffenen über viele Jahre weisungsfrei gearbeitet und sich selbst organisiert hätten, 

was eine Rückkehr in ein Über-Unterordnungsverhältnis naturgemäß erschwere. 

Weiter führte sie aus, dass heute häufig sogenannte Beraterverträge genutzt würden, etwa für 

ehemals Angestellte, die im Rentenalter als selbständige Berater tätig seien. Insoweit sei frag-

lich, ob die Aktivrente möglicherweise zu „verkappten Beraterverträgen“ führe, bei denen die 

Beschäftigung zwar formal als abhängiges Arbeitsverhältnis erscheine, die tatsächliche Tätig-

keit aber sehr frei gestaltet werde. Sie vermutete, dass bestehende Optionen lediglich anders 

deklariert würden. Zudem fragte sie, wer letztlich überprüfe, wie ein Aktivrentnerverhältnis tat-

sächlich gelebt werde und äußerte Zweifel, dass es bei den geringen Beträgen zu Betriebs-

prüfungen komme.  

Zur Komplexität der Regelungen erklärte sie, dass bei der Aktivrente insbesondere Befristun-

gen eine Herausforderung darstellten. Das Schriftformerfordernis gelte für Befristungen wei-

terhin, obwohl die handschriftliche Unterzeichnung für reguläre Arbeitsverträge abgeschafft 

worden sei. Dies führe dazu, dass digitale Personalakten durch Aktivrentnerverträge wieder 

unterbrochen würden. Darüber hinaus gebe es zahlreiche Teilzeitmodelle wie Brückenteilzeit, 

Teilzeit in Elternzeit und reguläre Teilzeit, die bereits komplex seien. Die Teilzeitaufstockung 

müsse zusätzlich geregelt werden, was weiteren Aufwand verursache. Sie betonte, dass sol-

che Änderungen gravierende Punkte im Arbeitsverhältnis beträfen und daher ohnehin vertrag-

lich festgehalten werden müssten, um Streitigkeiten zu vermeiden. 

Prof. Dr. Johanna Hey kommentierte, dass man hier sehe, dass es um die Effektivität der 

Maßnahme gehe. Sie äußerte die Vermutung, dass Arbeitgeber einiges an Komplexität in Kauf 

nehmen würden, wenn sie dadurch die benötigten Arbeitnehmer in ausreichender Zahl bekä-

men. Sie betonte noch einmal die offene Frage, wer die Einhaltung der Regelungen überhaupt 

prüfe, und vermutete, dass es Gestaltungsmöglichkeiten gebe, nicht nur in großen Unterneh-

men, sondern auch bei GmbH-Geschäftsführern, die möglicherweise in ein normales Arbeit-

nehmerverhältnis wechselten, um dieselbe Tätigkeit wie zuvor auszuüben. Mit Blick auf die 

Aktivrente stellte sie fest, dass die Regelungen insgesamt sehr kompliziert seien und zum Teil 

noch nicht vollständig vorlägen, da etwa die Befristung in einem anderen Gesetzespaket 
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geregelt werde. Sie fragte Anette Wagner, wann mit der Einführung des zweiten großen 

Blocks, also der Überstundenregelung und Teilzeitaufstockungsprämie zu rechnen sei und 

darüber hinaus, ob bei der Evaluierung auch der Verwaltungsaufwand berücksichtigt werde. 

Anette Wagner erklärte, dass die Aktivrente bewusst einfach gestaltet worden sei, mit klaren 

Regelungen insbesondere zu Altersgrenzen und Abgrenzungen und dass sie deshalb im 

Lohnsteuerabzugsverfahren voraussichtlich keine Probleme bereiten werde. Sie wies jedoch 

darauf hin, dass die Lohnsteueraußenprüfung oder die Betriebsprüfung einzelne Fälle über-

prüfen werde, betonte aber, dass die Regelung ihrer Einschätzung nach kaum zur steuerlichen 

Gestaltung einlade. Hinsichtlich der Evaluierung sagte sie, dass der Verwaltungsaufwand ge-

prüft werden müsse, sie diesen jedoch nicht als besonders hoch einschätze, da die Regelung 

insgesamt klar und einfach im Gegensatz zu früheren Überlegungen sei. Bezüglich der Teil-

zeitaufstockungsprämien und der Überstundenregelung griff sie eine Frage aus dem Chat 

dazu auf, ob man sich sklavisch an den Koalitionsvertrag halte. Sie stellte klar, dass die beiden 

Regelungen, die im Entwurf noch abweichend vom Koalitionsvertrag enthalten gewesen seien, 

nicht wegen der Abweichung gestrichen worden seien, sondern weil ihre Umsetzung aufgrund 

der hohen Komplexität problematisch sei. Die Aktivrente solle daher zum 1. Januar 2026 ein-

geführt werden, während die anderen beiden Maßnahmen zu komplex seien und teilweise auf 

Ablehnung stießen. Sie betonte, dass Anhörungen und Diskussionen mit den Sozialpartnern 

notwendig seien und dass dies zeige, dass man sich nicht sklavisch an den Koalitionsvertrag 

halte, sondern vor allem auch leistungsorientierte Vorschläge erarbeite. Sie äußerte sich opti-

mistisch, dass andere Maßnahmen, wie zuvor skizziert, künftig möglich sein könnten. 

C. Abschlussrunde 

Abschließend richtete Prof. Dr. Johanna Hey die Frage in die Runde, welche Maßnahmen 

jenseits der bisher diskutierten, sowohl steuerlicher als auch nicht-steuerlicher Art, ihrer An-

sicht nach das größte persönliche Interesse und den größten Effekt hätten. Die bisher disku-

tierten Maßnahmen könnten lediglich 15.000 bis 30.000 zusätzliche Arbeitskräfte pro Jahr brin-

gen. Der ökonomisch erforderliche Bedarf seien 300.000 zusätzliche Arbeitskräfte pro Jahr. 

Es bestehe daher eine nur sehr begrenzte Wirkung. Als erstes wandte sie sich an Anette Wag-

ner mit der Bitte um Einschätzung, was aus ihrer Sicht weitere Hebel zur Bekämpfung des 

Fachkräfteproblems darstellten. 

Anette Wagner führte aus, dass sie es für notwendig halte, nicht nur eine einzelne Maßnahme 

in den Blick zu nehmen, sondern vielmehr ein ganzes Bündel an Instrumenten. Sie verwies 

darauf, dass sie einerseits bereits die Aktivrente angesprochen habe, es andererseits aber 

ebenso darum gehen müsse, Frauen stärker in Erwerbsarbeit zu bringen. Dabei gehe es we-

niger darum, bestehende Hemmnisse negativ zu bewerten, sondern vielmehr darum, gezielt 
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positive Anreize zu setzen, um Fehlanreize abzubauen. Zu den aus ihrer Sicht zentralen The-

men zählte sie insbesondere die Kinderbetreuungskosten, die sie bereits zuvor als wichtigen 

Ansatzpunkt genannt habe. Darüber hinaus sprach sie sich für eine Reform des Alleinerzie-

hendenentlastungsbetrags aus. Diese Maßnahmen seien aus ihrer Sicht diejenigen, die der-

zeit den größten Stellenwert hätten. 

Im Anschluss richtete sich Prof. Dr. Johanna Hey an Prof. Dr. André Meyer und fragte, welche 

weiteren zentralen Botschaften oder Forderungen er über die Einbeziehung der Selbständigen 

hinaus für besonders wichtig halte. 

Prof. Dr. André Meyer erklärte daraufhin, dass aus seiner Sicht der stärkste Anreiz dann ent-

stehe, wenn Familien bei der Kinderbetreuung substanziell entlastet würden. Entscheidend 

seien dabei Betreuungsangebote, die qualitativ hochwertig, verlässlich und zugleich auch für 

akademisch geprägte Berufsbiografien geeignet seien. In einem solchen Ausbau liege nach 

seiner Einschätzung ein erheblicher Hebel. 

Prof. Dr. Johanna Hey verwies darauf, dass im Chat zwar die Auffassung vertreten worden 

sei, es gebe ausreichend Kitaplätze, sie jedoch aus den bisherigen Beiträgen, insbesondere 

von Dr. Karina Bischoff, den Eindruck gewonnen habe, dass dieser Aspekt auch aus arbeits-

rechtlicher und praktischer Sicht eine große Rolle spiele. 

Dr. Karina Bischoff bestätigte dies ausdrücklich. Sie schloss sich den Vorrednern an und be-

tonte, dass der Fokus nicht allein auf der Kita liegen dürfe. Zwar seien die ersten Lebensjahre 

besonders intensiv, doch auch Kindergärten und Grundschulen leisteten vielfach noch eine 

vergleichsweise gute Betreuung. Spätestens mit dem Übergang zu weiterführenden Schulen 

entstehe jedoch erneut ein strukturelles Problem, da frühe Unterrichtsenden häufig nicht durch 

Ganztagsangebote aufgefangen würden. Sie plädierte daher dafür, den Blick auf die gesamte 

Kindheit bis zu einem bestimmten Alter zu richten und dabei auch die zeitliche Ausgestaltung 

der Betreuungsangebote mitzudenken. 

Anschließend bat Prof. Dr. Johanna Hey Dr. Martin Beznoska um eine ökonomische Einschät-

zung, wo aus seiner Sicht die größten Hebel zur Entspannung des Fachkräfteproblems lägen. 

Dr. Martin Beznoska erläuterte, dass die Aktivrente zwar nun auf den Weg gebracht werde, 

man damit aber im Kern versuche, strukturelle Probleme des Rentensystems über neue Sub-

ventionen zu kompensieren. Deutlich größere Effekte seien seiner Ansicht nach zu erwarten, 

wenn man an grundlegende Stellschrauben wie die Rente mit 63 oder die Regelaltersgrenze 

heranginge; dies wäre zugleich fiskalisch attraktiver für die Einnahmeseite des Staates. Er 

erinnerte zudem an die besondere Bedeutung der Gruppe der Alleinerziehenden. Darüber hin-

aus nannte er mögliche Reformen beim Ehegattensplitting, von denen er allerdings keine sehr 

großen Effekte erwarte, sowie die seit langem diskutierte beitragsfreie Mitversicherung in der 
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Krankenversicherung, bei der er ebenfalls Reformbedarf sehe. Würden hier Hürden abgebaut, 

könnte dies auch die Erwerbstätigkeit von Frauen erhöhen. Insgesamt hob er hervor, dass die 

Steuer- und Abgabenlast in Deutschland sehr hoch sei. Allgemeine Steuersenkungen seien 

zwar angesichts hoher Staatsverschuldung politisch schwierig, stellten aber letztlich die ein-

fachste Maßnahme dar, um Anreize zu setzen, ohne zusätzliche Bürokratie zu schaffen. Sie 

seien jedoch entsprechend kostspielig. 

Prof. Dr. Johanna Hey richtete sich dann an Prof. Dr. Daniel Blum und merkte an, dass die 

Situation in Österreich zwar in mancher Hinsicht anders und „charmanter“ sei, er jedoch bereits 

auf spezifische österreichische Besonderheiten hingewiesen habe. Sie fragte, welche Maß-

nahmen dort derzeit diskutiert würden und welche politischen Vorprägungen dabei eine Rolle 

spielten. 

Prof. Dr. Daniel Blum erklärte, dass in Österreich aktuell vor allem die Incentivierung des Ver-

bleibs älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am Arbeitsmarkt über tarifliche Begünsti-

gungen im Mittelpunkt stehe. Darüber hinaus seien die Handlungsspielräume aufgrund der 

bestehenden Rahmenbedingungen, insbesondere des laufenden Defizitverfahrens, stark be-

grenzt, sodass ein großer Reformwurf aus pragmatischen Gründen kaum zu erwarten sei. Er 

äußerte zugleich Bedauern darüber, dass eine umfassendere Diskussion über die Lastenver-

teilung im Rahmen des Generationenvertrags bislang weitgehend ausgeblendet werde. Ge-

rade vor dem Hintergrund des demografischen Wandels wäre es aus seiner Sicht eigentlich 

der richtige Zeitpunkt, diese grundlegende Frage zu stellen, auch wenn sie komplex und 

schwer in einer breiten öffentlichen Debatte zu vermitteln sei. 

Prof. Dr. Johanna Hey stellte fest, dass sich diese Einschätzung im Wesentlichen mit den 

Ausführungen von Dr. Martin Beznoska decke. Sie erinnerte zudem daran, dass Österreich 

beim Renteneintrittsalter noch hinter Deutschland liege und sich erst schrittweise auf ein hö-

heres Niveau zubewege, obwohl die Lebenserwartung in beiden Ländern vergleichbar sei. 

Abschließend zog Prof. Dr. Johanna Hey das Fazit, dass Gesetzgebungsverfahren ihren ei-

genen Lauf nähmen und auch das Aktivrentengesetz voraussichtlich die notwendigen Zustim-

mungen in Bundestag und Bundesrat erhalten werde. Zugleich sei deutlich geworden, dass 

darüber hinaus noch erheblicher Handlungsbedarf bestehe. Sie betonte, dass der breitere 

Blick auf das Thema helfen könne, über die Aktivrente hinauszudenken. Zum Abschluss wies 

sie auf die kommenden Berliner Steuergespräche hin, kündigte das 99. Berliner Steuerge-

spräch im März 2026 zur Erbschaftsteuer sowie das 100. Berliner Steuergespräch im Juni 

2026 zum Thema der Vereinfachungen an und bedankte sich herzlich bei allen Referentinnen, 

Referenten und Diskutierenden für ihre Beiträge.
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